Der Antragsteller oder sein Bevollmächtigter reicht dem Ministerium persönlich oder per Post (Anschrift: A. Volano g. 2, LT-01516 Vilnius) den vorgeschriebenen Antrag und die genannten Unterlagen oder notariell beglaubigte Kopien dieser ein (werden Originale vorgelegt, beglaubigt das Ministerium deren Kopien und gibt die Originale dem Antragsteller zurück).
Bei Bedarf kann sich das Ministerium an andere Behörden wenden, um Nachweise zur formalen Qualifikation des Antragstellers und weitere Unterlagen einzuholen.
Das Ministerium trifft die endgültige begründete Entscheidung über die Anerkennung der Berufsqualifikation für den Beruf als Lehrer, Berufsschullehrer, Erzieher, Sonderpädagoge, Logopäde, Gehörlosenpädagoge, Blinden- und Sehbehindertenpädagoge, Sozialpädagoge oder Schulpsychologe so schnell wie möglich, spätestens jedoch innerhalb von 3 Monaten nach Eingang der eingereichten Unterlagen.
Das Ministerium informiert den Antragsteller schriftlich über die getroffene Entscheidung (auf Wunsch kann die Antwort auch persönlich abgeholt werden).
Die Dienstleistung ist gebührenfrei.
· Antrag auf Anerkennung der Berufsqualifikation
· Formular zur Erklärung der vorübergehenden und gelegentlich erbrachten Dienstleistungen
Rechtsvorschriften über die Anerkennung von Berufsqualifikationen:
· Gesetz der Republik Litauen über die Anerkennung reglementierter Berufsqualifikationen;
· Verfahrensbeschreibung für die Anerkennung von Berufsqualifikationen zwecks Ausübung eines in den Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Sport der Republik Litauen fallenden reglementierten Berufs oder zur Erbringung vorübergehender oder einmaliger Dienstleistungen in diesem Bereich in der Republik Litauen
· Für die Ausübung des reglementierten Berufs als Lehrer, Berufsschullehrer, Erzieher, Sonderpädagoge, Logopäde, Gehörlosenpädagoge, Blinden- und Sehbehindertenpädagoge, Sozialpädagoge oder Schulpsychologe in der Republik Litauen ist festgelegt, dass der Nachweis über Kenntnisse der Staatssprache der Kategorie 2 oder 3 erforderlich ist.
Erforderliche Unterlagen
Der Antragsteller oder sein Bevollmächtigter legt dem Ministerium zur Bewertung und Anerkennung der erworbenen Berufsqualifikation als Pädagoge einen Antrag sowie die nachstehend aufgeführten Unterlagen oder Kopien dieser vor (sind die Unterlagen nicht in der Staatssprache abgefasst, sind Übersetzungen ins Litauische beizufügen; die Übersetzung muss durch die Unterschrift des Übersetzers, der die Unterlagen übersetzt hat, und/oder durch den Stempel eines Übersetzungsbüros beglaubigt worden sein).
Folgende Unterlagen sind vorzulegen:
1. Nachweis der Staatsangehörigkeit(en);
2. Unterlagen über die Änderung des Nachnamens und/oder des Vornamens (sofern eine Änderung vorgenommen wurde);
3. Nachweis(e) der formalen Qualifikation und Anlagen mit den Bezeichnungen der belegten Fächer sowie der Anzahl der Studienleistungspunkte (sofern vorhanden);
4. Bescheinigung über die Bewertung und/oder die akademische Anerkennung einer im Ausland erworbenen Hochschulqualifikation, ausgestellt von der für die akademische Anerkennung zuständigen Stelle;
5. Unterlagen zum Nachweis der Berufserfahrung des Antragstellers als Pädagoge (sofern vorhanden) und ihrer Dauer. War die Person in einem anderen Mitgliedstaat, in dem dieser Beruf nicht reglementiert ist, als Pädagoge tätig, muss sie Unterlagen vorlegen, die belegen, dass die Person während der letzten zehn Jahre ein Jahr lang in Vollzeit oder während einer entsprechenden Gesamtdauer in Teilzeit als Pädagoge tätig war;
6. sonstige Unterlagen, die die Berufsqualifikation als Pädagoge nachweisen (sofern vorhanden);
7. Unterlagen zu Fortbildungen im pädagogischen Beruf (falls keine Nachweise über die Berufsqualifikation als Pädagoge vorgelegt wurden);
8. Vollmacht, wenn der Antrag von einem Bevollmächtigten gestellt wird;
9. Unterlagen zum Nachweis der bestandenen Eignungsprüfung oder der Dauer der beruflichen Eingewöhnungsphase (sofern eine dieser Ausgleichsmaßnahmen angeordnet wurde);
10. Dokument zum Nachweis des durch Rechtsvorschriften der Europäischen Union verliehenen Rechts auf Freizügigkeit in den Mitgliedstaaten (vorzulegen, wenn die Person kein Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist).

